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3. Abschnitt — Straftaten gegen die Rechtspflege § 2 3 0

des G rundsatzes der U nm ittelbarkeit entsprochen. D arüber h inaus w ird 
dadurch erreicht, daß falsche Aussagen vor diesen Organen — ohne E in tritt 
e iner K onfliktsituation fü r den Aussagenden und ohne Angst vor en t­
sprechender B estrafung — noch rechtzeitig im gerichtlichen V erfahren be­
richtigt w erden können.

5. Den Gerichten sind nach Abs. 2 der Notar, die Seekammer in einer 
H avarieverhandlung und das Patentamt gleichgestellt. Das en t­

spricht der Bedeutung dieser Organe und ih rer oft w eitgehenden Ent­
scheidungen auf der G rundlage der vor ihnen gem achten Äußerungen.

6. In der StPO ist die Möglichkeit der Vereidigung von Zeugen und 
Sachverständigen nicht m ehr vorgesehen. U nter unseren gesell­

schaftlichen V erhältnissen kann generell — auch in Z ivil- und Fam ilien­
verfahren — auf den Eid als eine besondere B ekräftigung des W ahrheits­
gehalts einer Aussage verzichtet werden. D araus ergibt sich, daß die A uf­
nahm e einer S trafbestim m ung gegen M eineid nicht m ehr erforderlich war.

Es m ußten aber andere Möglichkeiten geschaffen werden, auch S ank­
tionen fü r falsche Aussagen von Parteien in Zivil-, Fam ilien- und A r­
beitsrechts verfahren festzulegen. Aus diesem G runde w urde die falsche 
Aussage der Prozeßpartei m it in den § 230 aufgenom m en und der Falsch­
aussage des Zeugen und Sachverständigen gleichgestellt. Das füh rt zw ar 
zu einer E rw eiterung der bisherigen S trafbarkeit, ist aber im Interesse der 
Erforschung der W ahrheit durch das G ericht geboten. P rozeßpartei sind 
K läger und V erklagte in einem  Zivil-, Fam ilien- oder A rbeitsrechtsver­
fahren, nicht dagegen der A ngeklagte im  S trafverfahren.

1. Die S trafbarkeit ist fü r Zeugen, Sachverständige und Prozeßparteien 
auf vorsätzlich falsche und unvollständige Aussagen beschränkt. Das 

ist besonders fü r  Prozeßparteien bedeutsam , da davon nu r Aussagen e r­
faßt w erden, die sie im Rahm en einer beschlossenen V ernehm ung nach 
entsprechender Belehrung tätigen, und da nicht etw a alle vor Gericht 
(schriftlich oder mündlich) abgegebenen Erklärungen darun ter fallen.

8. Eine S tra fta t ist auch die Verleitung eines anderen zu einer un ­
bew ußt falschen Aussage. Das sind Fälle, bei denen der Aussagende

die U nrichtigkeit der Aussage nicht in seinen Vorsatz aufgenom m en hat 
und durch die V erleitung des Täters unbew ußt falsch aussagt. Es handelt 
sich hierbei um  eine Form  der m ittelbaren  Täterschaft.

9. F ür alle Begehungsformen des § 230 w ird vorsätzliches Handeln 
verlangt, dabei ist bedingter Vorsatz ausreichend.

10. Nach § 12 EGStGB ist in Rechtshilfesachen un ter bestim m ten Vor­
aussetzungen auch künftig  die Vereidigung von Zeugen oder Sach­

verständigen möglich. Bei Falschaussage un ter Eid erfolgt in  diesen Fällen 
gleichfalls die B estrafung nach § 230 (§ 12 EGStGB), also ebenfalls n u r bei 
vorsätzlichen H andlungen. G leicherm aßen ist zu verfahren bei falschen


